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Abteilung 7
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1. Instanz

Aktenzeichen S 9 P 5/99
Datum 06.12.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 P 6/00
Datum 28.06.2002

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
6. Dezember 1999 aufgehoben und die Klage abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Bewilligung von Leistungen nach Pflegestufe II
streitig.

Die am 1996 geborene KlÃ¤gerin ist Ã¼ber ihre Mutter S. L. bei der Beklagten
pflegeversichert. Sie leidet unter einer lumbosakralen Myelomeningozele und einem
shuntversorgten Hydrocephalus sowie einer LÃ¤hmung der unteren ExtremitÃ¤ten
mit einer Blasen- und DarmlÃ¤hmung. Ihr wurden ab 01.09. 1997 Leistungen nach
Pflegestufe I gewÃ¤hrt.

Am 15.10.1998 wurde fÃ¼r sie die Bewilligung von Leistungen nach Pflegestufe II
beantragt. In dem am 09.07.1998 erstellten Gutachten des Medizinischen Dienstes
der Krankenversicherung Bayern (MDK) heiÃ�t es, bei der Grundpflege bestehe ein
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Hilfebedarf von 119 Minuten (KÃ¶rperpflege 42 Minuten, ErnÃ¤hrung 40 Minuten,
MobilitÃ¤t 37 Minuten) und bei der hauswirtschaftlichen Versorgung ein Hilfebedarf
von 16 Minuten, bedingt durch die besondere Nahrungszubereitung
(Astronautenkost).

Mit Schreiben vom 27.07.1998 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung hÃ¶herer
Leistungen ab. Dagegen wandte die KlÃ¤gerin unter Vorlage eines Tagesprotokolls
ein, bei ihr lÃ¤ge ein Hilfebedarf von 356 Minuten bei der Grundpflege im
Tagesdurchschnitt vor. Die Auswertung des vorgelegten Tagesprotokolls Ã¼ber die
Firma M. ergab im Bereich der Grundpflege einen Hilfebedarf von insgesamt 126
Minuten. Bei der hauswirtschaftlichen Versorgung wurde ein Mehraufwand von 16
Minuten angenommen. In dem Obergutachten vom 01.11.1998 wurde festgehalten,
dass die Blasenentleerung ausschlieÃ�lich durch Katheterisieren der Blase erfolge
und dies fÃ¼nfmal tÃ¤glich und einmal nachts erforderlich sei. Es wurde die
Auffassung vertreten, das Katheterisieren kÃ¶nne als MaÃ�nahme der
Behandlungspflege zeitlich keine BerÃ¼cksichtigung finden. Mit Schreiben vom
16.11.1998 teilte die Beklagte daraufhin der KlÃ¤gerin mit, die Auswertung des
Gutachtens ergebe, dass es bei der bisherigen Leistungszusage bleibe.

Mit ihrer zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin im
Wesentlichen geltend gemacht, primÃ¤r sei die Auslegung des Pflegebegriffs
(Grundpflege und Behandlungspflege) streitig, nachdem die Beklagte zahlreiche
pflegerische MaÃ�nahmen wie zum Beispiel das Katheterisieren und die hÃ¤us-
liche Krankengymnastik nicht anerkannt habe. Die Beklagte hat hingegen die
Auffassung vertreten, zur Behandlungspflege wÃ¼r- den alle MaÃ�nahmen
gehÃ¶ren, die als Teil einer auf das Erkennen, VerhÃ¼ten bzw. Heilen einer
Krankheit oder auf die Linderung von Krankheitsbeschwerden ausgerichteten
Ã¤rztlichen Behandlung erforderlich seien und nicht vom Arzt selbst, sondern durch
von ihm Beauftragte erbracht werden und die aufgrund ihres Stellenwertes im
Therapiekonzept oder aufgrund ihrer Auswirkungen auf den Patienten Ã¤rztlicher
Teilhilfe bedÃ¼rfen.

Nach Beiziehung von Befundberichten von Dr.K. hat das Gericht Beweis erhoben
durch Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens des Arztes fÃ¼r Ã¶ffentliches
Gesundheitswesen Dr.H. , der in seinem Gutachten vom 06.09.1999
zusammengefasst zu dem Ergebnis kam, ab 30.08.1999 sei die Einstufung in die
Pflegestufe II gerechtfertigt.

Mit Urteil vom 06.12.1999 hat das SG die Beklagte antragsgemÃ¤Ã� verurteilt, der
KlÃ¤gerin ab 01.09.1999 Leistungen nach der Pflegestufe II zu gewÃ¤hren. In den
EntscheidungsgrÃ¼nden hat sich das SG insbesondere auf die Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr.H. berufen. Abweichend von den Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen hat es nicht sÃ¤mtliche von diesem berÃ¼cksichtigte
Arzttermine als Hilfebedarf angesehen, da eine regelmÃ¤Ã�ige (wÃ¶chentliche)
Behandlung fÃ¼r eine entsprechende Anerkennung erforderlich sei.

Mit ihrer Berufung rÃ¼gt die Beklagte im Wesentlichen, dass das SG das
Katheterisieren dem Bereich der Grundpflege zugerechnet habe, es sich aber dabei
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nach allgemein anerkannter Auslegung um MaÃ�nahmen der Behandlungspflege
handle, die nicht berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig seien. Des Weiteren ergebe sich aus
den vorliegenden Ã¤rztlichen Bescheinigungen Ã¼ber die Versorgung mit
Krankengymnastik fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume vom 01.09. bis 31.12.1995 und Januar
2000 bis Juni 2001 acht in 17 Wochen bzw. 37 in 78 Wochen wahrgenommene
Termine.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 06.12.1999 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der Unterlagen
der Beklagten und der Verfahrensakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 des
Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG -), ein AusschlieÃ�ungsgrund (Â§ 144 Abs.1 SGG)
liegt nicht vor.

In der Sache erweist sich das Rechtsmittel als begrÃ¼ndet. Zu Unrecht hat das SG
NÃ¼rnberg die Beklagte verurteilt, der KlÃ¤- gerin Leistungen nach der Pflegestufe
II zu gewÃ¤hren.

GemÃ¤Ã� Â§Â§ 14, 15 SGB XI ist fÃ¼r den Anspruch auf Leistungsge- wÃ¤hrung
nach Pflegestufe II Voraussetzung, dass im Tagesdurchschnitt in dem gesetzlichen
Pflegekatalog entsprechender Hilfebedarf von wenigstens 180 Minuten gegeben ist,
wobei im Bereich der Grundpflege (KÃ¶rperpflege, ErnÃ¤hrung, MobilitÃ¤t)
mindestens zwei Stunden anfallen mÃ¼ssen.

Zu Unrecht meinte das Erstgericht, die Voraussetzungen fÃ¼r die Pflegestufe II aus
dem eingeholten Gutachten von Dr.H. folgern zu kÃ¶nnen. Denn von den vom
SachverstÃ¤ndigen in seinem Gutachten vom 06.09.1999 als Hilfebedarf
angegebenen Zeiten mÃ¼ssen ZeitabzÃ¼ge vorgenommen werden. Zwar gehÃ¶rt
auch das Katheterisieren nach Auffassung des Senats in Ã�bereinstimmung mit
dem SG zur Grundpflege im Sinne des Â§ 14 Abs.4 Nr.1 SGB XI. Insoweit hat das
Bundessozialgericht in seinem Urteil vom 22.08.2001 â�� B 3 P 23/00 R â��
zunÃ¤chst generell seine bisherige Auffassung bestÃ¤tigt, dass eine
BerÃ¼cksichtigung krankheitsspezifischer Hilfeleistungen als Hilfen bei
Verrichtungen der Grundpflege nur dann in Betracht kommt, wenn und soweit sie a)
Bestandteil der Hilfe fÃ¼r die sogenannten Katalog-Verrichtungen sind oder b) in
unmittelbarem zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit dieser Hilfe
erforderlich werden (BSGE 82, 27 = SozR 3-3300 Â§ 14 Nr.2; BSGE 82, 276 = SozR
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3-3300 Â§ 14 Nr.7), wobei die sogenannte Behandlungspflege dann "Bestandteil
einer Verrichtung" ist, wenn sie mit ihr untrennbar verbunden ist, wie dies etwa bei
der SondenernÃ¤hrung und der Stomaversorgung (Darmentleerung) der Fall ist.
Nach den weiteren AusfÃ¼hrungen des BSG a.a.O. zÃ¤hlt dabei die
Katheterisierung zu den krankheitsspezifischen Hilfeleistungen, da sie mit der
Verrichtung "Blasenentleerung" untrennbar verbunden ist.

Von daher hat auch der Senat keine Bedenken, die von Dr.H. in Ansatz gebrachten
50 Minuten fÃ¼r die tÃ¤glich anfallende Katheterisierung abzÃ¼glich des
altersentsprechenden Hilfebedarfs zu Ã¼bernehmen. Nicht zu folgen vermochte der
Senat jedoch dem durch das Erstgericht im Rahmen der MobilitÃ¤t in Ansatz
gebrachten Hilfebedarf der krankengymnastischen Versorgung. Denn diese ist nach
den vorliegenden BestÃ¤tigungen des Kinderarztes Dr.K. nicht mindestens einmal
wÃ¶chentlich erfolgt. So liegen BestÃ¤tigungen Ã¼ber stattgehabte krankengym-
nastische Versorgung fÃ¼r die Zeit vom 01.09. bis 31.12.1999 vor, wonach sich
"lediglich" acht wahrgenommene Termine innerhalb von 17 Wochen ergeben, also
nicht einmal eine Behandlung in zwei Wochen durchgefÃ¼hrt worden ist, und fÃ¼r
den Zeitraum von Januar 2000 bis Juni 2001, wonach sich 37 wahrgenommene
Termine in 78 Wochen ergeben. Nach dem Urteil des BSG vom 29.04.1999 â�� B 3
P 12/98 R â�� zÃ¤hlen aber Verrichtungen, die seltener als zumindest einmal pro
Woche anfallen, nicht zum berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Pflegebedarf. Denn das
Gesetz stellt in Â§ 15 Abs.3 SGB XI klar, dass fÃ¼r die Bemessung des fÃ¼r die
Pflege erforderlichen Zeitaufwands auf die Woche abzustellen ist, so dass der
Tagesdurchschnitt bezÃ¼glich des gesamten in einer Woche anfallenden
Pflegeaufwandes zu ermitteln ist.

Somit war der Berufung gegen das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 06.12.1999
stattzugeben und die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.1 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 03.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               4 / 4

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-3300%20§%2014%20Nr.7
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20P%2012/98%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20P%2012/98%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/15.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/2.html
http://www.tcpdf.org

